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Forderung des US-Präsidenten nach Übernahme der Finanzierung der US-Truppen 
durch die Gastnationen - auch in Deutschland 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Der US-Präsident Donald Trump hat jüngst verkündet, nach dem Willen der 
USA sollten die Kosten für die im Ausland stationierten US-Truppen künftig 
von den Stationierungsländem in Gänze plus 50 Prozent („Costs plus 50“) über¬ 
nommen werden (www.focus.de/politik/ausland/usa/trump-droht-wuerde-fuenf- 
milliarden-dollar-kosten-deutschland-soll-füer-us-soldaten-zahlen_id_104328 
67.html). 

Die deutschen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler beteiligen sich derzeit mit 
rund 1 Mrd. US-Dollar pro Jahr an den Kosten der Stationierung. Das sind etwa 
28 Prozent der US-Stationierungskosten (www.dw.com/de/trump-deutschland- 
soll-mehr-f%C3%BCr-us-soldaten-zahlen/a-47858245). 

Südkorea und Polen stellen in diesem Kontext die ersten Testfälle dar (www. 
heise.de/tp/features/Trump-Regierung-will-Kosten-und-50-Prozent-fuer-US- 
Truppen-im-Ausland-fordem-4330267.html?view=print). 

Stellungnahmen der Bundesregierung hat es dazu bislang nicht gegeben. 


1. Wann haben die US-Regierung oder nachgeordnete US-Stellen die Bundes¬ 
regierung oder nachgeordnete bundesdeutsche Stellen zwecks einer entspre¬ 
chenden Kostenübemahme für die in Deutschland stationierten US-Militärs 
fonnell oder informell kontaktiert? 

2. Seit wann befinden sich die Bundesregierung oder nachgeordnete Stellen mit 
der US-Seite fonnell oder infonnell im Gespräch über eine zusätzliche Kos¬ 
tenübemahme (über die bisherige 28-prozentige Beteiligung hinaus)? 

3. Welche Position vertritt die Bundesregierung gegenüber der Forderung der 
US-Regierung, ungeachtet dessen, ob die US-Regierung oder nachgeordnete 
US-Stellen mit der Bundesregierung oder nachgeordneten bundesdeutschen 
Stellen diesbezüglich in Kontakt stehen? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 25. April 2019 übermittelt. 
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4. Welche Argumente sprächen für eine höhere, gänzliche oder gar gänzliche 
plus 50 Prozent („Cost plus 50“) Kostenübemahme, welche sprächen aus 
Sicht der Bundesregierung dagegen? 

5. Sieht die Bundesregierung in der Forderung der Trump-Administration eine 
Bedrohung der Kohäsion der NATO? 

Wenn ja, warum? 

Wenn nein, warum nicht? 

6. Wie hoch wären bei einer vollständigen Übernahme der Stationierungskos¬ 
ten plus 50 Prozent für das Jahr 2020 die Kosten für die deutschen Steuer- 
zahlerinnen und Steuerzahler? 

Die Fragen 1 bis 6 werden zusammen beantwortet. 

Der Bundesregierung liegt keine Anfrage der US-Regierung oder nachgeordneter 
US-Stellen im Sinne der Fragestellung vor. Sie nimmt die Medienberichterstat¬ 
tung zu „Costs plus 50“ zur Kenntnis. Sie hat dabei die Stellungnahme des ge¬ 
schäftsführenden US-Verteidigungsministers, Patrick Shanahan, in einer Anhö¬ 
rung vor dem US Senat am 14. März 2019 zur Kenntnis genommen, wonach keine 
derartigen Pläne bestünden. Im Übrigen äußert sich die Bundesregierung zu hy¬ 
pothetischen Fragen grundsätzlich nicht. 


7. Warum zahlen die deutschen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler überhaupt 
für die Stationierung der US-Streitkräfte in Deutschland, zumal der geostra- 
tegische Vorteil der Stationierung in Deutschland für die USA enorm, für 
Deutschland gering oder gar nicht vorhanden ist? 

Die Zusammenarbeit mit den USA, insbesondere im sicherheitspolitischen Be¬ 
reich, bleibt elementar für die Sicherheit Deutschlands und Europas. Die Statio¬ 
nierung von US-Streitkräften in Deutschland sowie die sicherheitspolitische Ko¬ 
operation Deutschlands mit den USA im bilateralen wie im NATO-Rahmen lie¬ 
gen im zentralen sicherheitspolitischen Interesse Deutschlands und Europas. Die 
Bundesregierung kommt gemäß ihrer Verpflichtungen nach dem Zusatzabkom¬ 
men zum NATO-Truppenstatut für einen Teil der Verteidigungsfolgekosten aus¬ 
ländischer in Deutschland stationierter Truppen auf. 


8. Planen die USA eine personelle Aufstockung ihrer Tiuppe in den nächsten 
Jahren in Deutschland? 

Wenn ja, wie umfangreich soll die Aufstockung sein? 

Die USA haben im September 2018 die Stationierung von 1 500 zusätzlichen Sol- 
datinnen und Soldaten in Deutschland bis 2020 angekündigt. Der Bundesregie¬ 
rung liegen keine Informationen über darüberhinausgehende Stationierungen vor. 


9. Würde die Bundesregierung im Falle einer vollständigen Kostenübemahme 
konsequent die Einhaltung des Völkerrechts durch die auf deutschem Terri¬ 
torium operierenden US-Truppen überprüfen? 

Nach Artikel II des NATO-Truppenstatuts sind die US-Streitkräfte in Deutsch¬ 
land dazu verpflichtet, die in Deutschland geltende Rechtsordnung, einschließlich 
des relevanten Völkerrechts, zu achten. 
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